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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Im Dezember 2021 reichte Ständerat Erich Ettlin (mitte, OW) eine Motion ein, die den
Bundesrat beauftragen wollte, die Stellenmeldepflicht wieder auf diejenigen
Berufsarten zu beschränken, die eine schweizweite Arbeitslosenquote über 8 Prozent
aufweisen. Nach der Senkung des Schwellenwertes im Jahr 2020 von 8 auf 5 Prozent sei
die Anzahl meldepflichtiger Berufe kontinuierlich gestiegen. Da die Meldepflicht aber
einen grossen administrativen Aufwand für die Unternehmen und Arbeitgebenden
bedeute, solle der entsprechende Schwellenwert wieder erhöht werden. Der Bundesrat
erläuterte, dass die Anzahl meldepflichtiger Berufe mit der Höhe der Arbeitslosigkeit
zusammenhänge und somit vor allem aufgrund der Covid-19-Pandemie angestiegen sei.
Zudem sei der administrative Aufwand für die Unternehmen durch verschiedene
Massnahmen reduziert worden. Bis Ende März 2024 werde das EJPD überdies eine
«Gesamtschau zur Umsetzung aller bereits ergriffenen Massnahmen zur Förderung des
inländischen Arbeitskräftepotenzials» erstellen. 
Im Rahmen der Frühlingssession 2022 beschäftigte sich der Ständerat mit der Motion.
Ständerat Damian Müller (fdp, LU) stellte nach Absprache mit Motionär Ettlin den Antrag
auf Zuweisung an die WAK-SR, damit diese die Motion vorprüfen kann. Gemäss Müller
sei eine genauere Auseinandersetzung mit der Forderung nötig, um die
Stellenmeldepflicht und die Erhebung der Arbeitslosenquote detailliert zu prüfen.
Stillschweigend hiess der Ständerat den Ordnungsantrag gut und wies die Motion der
Kommission zur Vorberatung zu. 1

MOTION
DATUM: 17.03.2022
GIADA GIANOLA

Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

Knapp eine Woche später nahm der Ständerat das Differenzbereinigungsverfahren zu
den Überbrückungsleistungen (ÜL) für ältere Arbeitslose auf. Zu diesem Zeitpunkt
unterschieden sich die Konzepte von Stände- und Nationalrat stark voneinander. Für
die Kommission stellte Josef Dittli (fdp, UR) den neuen Vorschlag der SGK-SR vor, mit
dem der Kreis der Anspruchsberechtigten auf 3'400 Personen und die Kosten auf CHF
150 Mio. – also unter die ursprünglich vom Bundesrat vorgeschlagenen Werte (4'700
Beziehende; CHF 230 Mio.) und deutlich unter die Werte des Nationalratmodells (6'200
Beziehende; CHF 270 Mio.) – reduziert werden würden. Bezüglich Anspruchsbeginn und
-ende wollte die Kommission dem Nationalrat folgen und entsprechend die ÜL bis zum
ordentlichen Pensionsalter – respektive bei Personen, die voraussichtlich EL erhalten
werden, bis zum frühstmöglichen Termin des Rentenvorbezugs – sprechen. Für
Letzteres müsse folglich zum erstmöglichen Zeitpunkt des Rentenvorbezugs eine
Vorausberechnung des Anspruchs auf EL durchgeführt werden; wobei die
entsprechenden Zahlungen bei etwa einem Drittel der ÜL-Beziehenden eingestellt
würden. Personen, die voraussichtlich EL beziehen müssen, kämen folglich nicht in den
Genuss von ÜL, sondern müssten sich frühpensionieren lassen.
Bezüglich der Voraussetzungen für ÜL lagen einige Minderheitsanträge von linker und
bürgerlicher Seite vor. Die Kommission beharrte darauf, dass ÜL nur für Personen, die
nach Erreichen des 60. Lebensjahres ausgesteuert werden, möglich sein sollten.
Gleichzeitig wollte die Kommission der Regelung des Nationalrats bezüglich der
Voraussetzungen beim Erwerbseinkommen sowie grösstenteils bei der
Vermögensschwelle folgen; hier verlangten eine Minderheit Müller (fdp, LU) den
Verzicht auf Anrechnung von Erziehungs- und Betreuungsgutschriften und eine
Minderheit Graf (gp, BL) den Verzicht auf die Halbierung der Vermögensschwelle. Maya
Graf argumentierte, dass man bezüglich der Vermögensschwelle die
Ergänzungsleistungslogik nicht verlassen und die Sicherung der Altersvorsorge nicht
erschweren solle. Damian Müller betonte für seine Minderheit, dass es ihm nicht darum
gehe, die Erziehungs- und Betreuungsgutschriften zu verhindern. Vielmehr wolle er
eine Differenz schaffen und dem Nationalrat so in Anbetracht der Geschwindigkeit der
Behandlung des Geschäfts die Möglichkeit geben, die Bezugskriterien noch einmal zu
besprechen. Der Ständerat folgte jedoch in allen Punkten deutlich der
Kommissionsmehrheit. Auch die Schaffung einer Härtefallklausel durch den Bundesrat
lehnte die kleine Kammer mehrheitlich ab. Hingegen stimmte der Ständerat seinem

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.03.2020
ANJA HEIDELBERGER
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Schwesterrat in Bezug auf die Nachweispflicht von Bemühungen zur Integration in den
Arbeitsmarkt zu. Dies in der Hoffnung, dass dadurch die Beitragsjahre der
Arbeitslosenversicherungen im Ausland nicht angerechnet werden müssten. 
Weiter waren auch die Obergrenze der ÜL, welche Bundesrat und Ständerat, nicht aber
der Nationalrat schaffen wollten, sowie deren Höhe noch immer umstritten. Die
Kommissionsmehrheit erachte einen Plafond als unumgänglich, erklärte Dittli. Hingegen
befürwortete die Komission die Vergütung von Krankheits- und Behinderungskosten
sowie deren Ausnahme vom allgemeinen Plafond, wenn zugleich eine eigene
Obergrenze für diese Kosten geschaffen werde. Mit dem Plafond könnten 20 Prozent
der Bezügerinnen und Bezüger ihren Lebensbedarf nicht decken, zum Beispiel wenn sie
in Regionen mit hohen Mietzinsen oder Krankenkassenprämien lebten, kritisierte eine
Minderheit Carobbio Guscetti (sp, TI) und beantragte, dem Nationalrat zu folgen.
Benedikt Würth (cvp, SG) hingegen störte sich daran, dass duch die Ausnahme dieser
Kosten vom allgemeinen Plafond im Extremfall Leistungen für ein Ehepaar von über CHF
100'000 möglich wären, obwohl man zuvor angenommen habe, dass diese Kosten im
allgemeinen Plafond enthalten seien. Man habe daher zwei Möglichkeiten: Man könne
die zu vergütenden Beträge der Krankheits- und Behinderungskosten senken, zum
Beispiel von CHF 25'000 auf CHF 5'000, oder diese Kosten in den allgemeinen Plafond
integrieren. Würth schlug beide Möglichkeiten in seinem Antrag vor, damit dieser Punkt
später im Nationalrat erneut diskutiert werden könne. Beide Anträge Würth gewannen
in der Folge gegen den Mehrheitsantrag sowie den Minderheitsantrag. Zur Frage, ob
Branchen mit weitergehenden sozialpartnerschaftlichen Leistungen von der
Finanzierung ausgeschlossen werden sollen oder nicht, habe der Nationalrat eine
Regelung beschlossen, die nicht umsetzbar sei, kommentierte Dittli die nächste
Differenz. Zum einen sei eine Steuerrückzahlung für einzelne Unternehmen äusserst
problematisch, zum anderen gebe es auch im Bauhauptgewerbe, aus dem diese
Forderung stamme, Arbeitnehmende, die ÜL beziehen könnten. Folglich strich der
Ständerat diesen vom Nationalrat geschaffenen Absatz wieder. Mit 38 zu 1 Stimme (bei 4
Enthaltungen) löste der Ständerat die Ausgabenbremse und gab das Gesetz damit
zurück an den Nationalrat. 2

Arbeitslosenversicherung (ALV)

Mehr Transparenz bei den Arbeitslosenkassen forderte Damian Müller (fdp, LU) in einer
Motion im Juni 2020. Dazu sah er verschiedene Massnahmen vor. So sollten die Kassen
dem Seco diverse Kennzahlen wie Leistungsindikatoren, Betriebsaufwand, -ertrag und
-überschuss, Durchschnittskotsen je Leistungspunkt oder die Verwaltungskosten
liefern. Das Seco solle die Benchmarking-Ergebnisse pro Kasse jährlich veröffentlichen,
wobei effiziente Kassen belohnt und die ineffizienten Kassen sanktioniert werden
sollten. Der Tätigkeitsbereich von Arbeitslosenkassen dürfe zukünftig nicht mehr auf ein
Gebiet und/oder einen Personen- oder Berufskreis beschränkt werden. Und
schliesslich seien Pauschalentschädigungen pro erbrachten Leistungspunkt
abzuschaffen; es dürften zukünftig nur noch die effektiven Verwaltungskosten
verrechnet werden. In der Herbstsession 2020 verdeutlichte Motionär Müller das
eigentliche Ziel der Motion: Einzig die Arbeitslosenkasse der Unia, welche von der
Gewerkschaft geführt wird und die grösste Arbeitslosenkasse der Schweiz darstellt,
rechne die Leistungen als Pauschale ab und verdiene dabei an den Verwaltungskosten,
kritisierte er. Dies solle zukünftig nicht mehr möglich sein, forderte er. 
Der Bundesrat erklärte in seiner Stellungnahme, dass der Grossteil der Forderungen von
Müller bereits erfüllt seien: Die geforderten Angaben würden bereits geliefert, das
Bonus-Malus-System entspreche bereits den Anforderungen des Motionärs und
Beschränkungen auf einen Personen- oder Berufskreis gebe es nicht. Die
Gebietseinschränkungen hätten sich hingegen bewährt. Die Transparenz sei darüber
hinaus auch bei der Pauschalentschädigung der Verwaltungskosten mittelfristig
sichergestellt, da die Kassen auch in diesem Fall auf Anfrage Angaben zu den effektiven
Kosten vorlegen müssten. Die Höhe der Pauschale werde jährlich der
durchschnittlichen Kostenentwicklung angepasst. Somit böten Pauschalen den
stärksten Anreiz für eine kosteneffiziente Leistungserbringung, ihre Abschaffung hätte
also gar kontraproduktive Folgen. Folglich empfahl der Bundesrat die Motion zur
Ablehnung. 
Mit 24 zu 13 Stimmen (1 Enthaltung) sprach sich die kleine Kammer hingegen für eine
Annahme des Vorstosses aus. 3

MOTION
DATUM: 24.09.2020
ANJA HEIDELBERGER

1) AB SR, 2022, S. 243; Mo. 21.4665
2) AB SR, 2020, S. 94 ff.; NZZ, 6.3.20; AZ, NZZ, TA, 11.3.20
3) AB SR, 2020, S. 1055 f.

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.24 2


